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I. ALLGEMEINE INFORMATIONEN ÜBER DIE GEMEINSAME BEGRÜNDETE STEL-

LUNGNAHME 

Der Vorstand der Gesellschaft („Vorstand“) und der Aufsichtsrat der Gesellschaft („Auf-

sichtsrat“) haben am 1. Oktober 2020 eine gemeinsame begründete Stellungnahme („Ur-

sprüngliche Begründete Stellungnahme“) gemäß § 39 BörsG in Verbindung mit §§ 27 

Abs. 3, 14 Abs. 3 Satz 1 WpÜG abgegeben. 

Auf die Ursprüngliche Begründete Stellungnahme wird hiermit Bezug genommen. In der 

Ursprünglichen Begründeten Stellungnahme definierte Begriffe haben in dieser Korrektur 

dieselbe Bedeutung, sofern sie nicht abweichend definiert werden. 

II. KORREKTUR DER URSPRÜNGLICHEN BEGRÜNDETEN STELLUNGNAHME 

Aus redaktionellen Gründen werden folgende Auszüge korrigiert: 

• In Ziffer III.2 der Ursprünglichen Begründeten Stellungnahme wird auf das „Maß-

gebliche Grundkapital“ verwiesen. Dieser Verweis wird zu einem Verweis auf das 

„Grundkapital“ korrigiert. 

• Unter Ziffer III.10 der Ursprünglichen Begründeten Stellungnahme wird auf die 

steuerlichen Auswirkungen bei Vollzug des Delisting-Rückerwerbsangebots bzw. 

im Zusammenhang mit diesem eingegangen. Insofern enthält die Ursprüngliche 

Begründete Stellungnahme folgende Aussage: 

„Auf Ebene von Rocket Internet wurden zum 31. Dezember 2020 latente Steuern 

auf körperschaft- und gewerbesteuerliche Verlustvorträge in Höhe von insgesamt 

ca. EUR 177,3 Mio. aktiviert. Auf Zinsvorträge wurden keine Latenzen angesetzt.“ 

Diese Aussage zu steuerlichen Auswirkungen wird wie folgt korrigiert: 

„Auf die auf Ebene von Rocket Internet zum 31. Dezember 2019 bestehenden kör-

perschaftsteuerlichen Verlustvorträge in Höhe von EUR 85,8 Mio. und auf die zum 

selben Zeitpunkt bestehenden gewerbesteuerlichen Verlustvorträge in Höhe von 

EUR 82,1 Mio. wurden keine latente Steuern aktiviert. Auf Zinsvorträge wurden 

keine Latenzen angesetzt.“ 

• In Ziffer VI.2.(iii) der Ursprünglichen Begründeten Stellungnahme wird der Ver-

weis auf § 23 Abs. 1 Nr. 1 WpÜG zu einem Verweis auf § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

WpÜG korrigiert. 

Im Übrigen bleibt die Ursprüngliche Begründete Stellungnahme unverändert. 

Berlin, den 5. Oktober 2020 

Rocket Internet SE 

  Der Vorstand    Der Aufsichtsrat 


